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T H E M E N  D E R  W O C H E

I N T E R N

In Davos trifft sich die globale Elite zum
Weltwirtschaftsgipfel. Die Zusammenkunft
von 2.500 Staatenlenkern, Konzern-Chefs, 
Experten und Intellektuellen im Schweizer
Nobel-Skiort dient der Vernetzung für eine
positive Weltentwicklung. Bundeskanzler
Werner Faymann, der Finanzminister und der
Außenminister repräsentieren dieses Jahr
Österreich. In einem Interview spricht 
der Bundeskanzler über die wesentlichen 
Themenbereiche, die auch Inhalt seiner 
politischen Gespräche in Davos waren: 
Euro-Sicherheit und EU-Haftungsschirm,
strengere Regeln für die Finanzmärkte und
sozialer Ausgleich.

SPÖ-Vorsitzender und Bundeskanzler
Werner Faymann steht voll und ganz hinter
Verteidigungsminister Norbert Darabos und
seinen Bemühungen um eine grundsätzliche
Bundesheerreform. Die sieben Modelle für
die künftige Organisation unseres Heeres, die
der Verteidigungsminister vorgelegt hat, sol-
len bis zum Sommer mit dem Koalitionspart-
ner diskutiert werden. Wobei sich für die SPÖ
bereits als klarer Favorit das Modell eines
Freiwilligenheeres herauskristallisiert hat.
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Österreichs Wirtschaft wächst

Die aktuellen Prognosen des Wirtschafts-
forschungsinstituts (Wifo) prognostizieren
Österreichs Wirtschaft bis 2015 ein
Wachstum von 2,2 Prozent. „Die erfreuli-
che Prognose zeigt, dass die österreichi-
sche Bundesregierung die richtigen Maß-
nahmen gesetzt und somit die optimale
Basis für den Wirtschaftsaufschwung ge-
schaffen hat“, betont SPÖ-Wirtschafs-
sprecher Christoph Matznetter. Das pro-
gnostizierte Wirtschaftswachstum weist
darauf hin, dass sich die positive wirt-
schaftliche Entwicklung verfestigt hat.
„Das ist eine Bestätigung der erfolgrei-
chen Arbeit der Regierung. Es muss aber
auch ein Ansporn sein, um weitere Maß-
nahmen zu setzen, besonders für Klein-
und Mittelunternehmen sowie Ein-Perso-
nen-Unternehmen. Denn diese Betriebe
haben sich in wirtschaftlich schwierigen
Zeiten als krisensicher erwiesen“, so
Matznetter. SPÖ-Finanzsprecher Jan Krai-
ner hebt die Wichtigkeit von Kurzarbeit als
Maßnahme zur Krisenüberbrückung her-
vor: „Österreichs Betriebe konnten ihre
Mitarbeiter auch während der auftrags-
schwächeren Zeit in Beschäftigung halten
und jetzt mit voller Kraft und erfahrenen
Mitarbeitern durchstarten.“ 

Zitat der Woche

„Die Welt hat sich verändert,

daher muss es auch Reformen

geben.“ 

PVÖ-Präsident Karl Blecha plädiert
für eine Reform des Bundesheers.

◆
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Demokratisierung Tunesiens

unterstützen

Um in Tunesien den Übergang zur De-
mokratie zu ermöglichen, braucht es
internationalen Druck und Unterstüt-
zung, so SPÖ-Europasprecherin Chri-
stine Muttonen. Ein Auslöser für die
Unruhen war auch die schwierige wirt-
schaftliche Situation in Tunesien. „Hier
muss die EU überlegen, welche Mög-
lichkeiten der Unterstützung im öko-
nomischen Bereich sinnvoll sind.
Selbstverständlich muss diese Unter-
stützung an einen politischen Dialog
gekoppelt sein, der auch Menschen-
rechtsfragen einschließt“, betonte
Muttonen. ◆
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SPÖ-Europasprecherin Muttonen: 
Beim Treffen der EU-Außenminister am
31. Jänner soll ein Maßnahmenbündel 

für Tunesien beschlossen werden. 

W ie das Nachrichtenmagazin „News“
in seiner aktuellen Ausgabe be-

richtet, beschrieben US-Beamte Strache in 
geheimen US-Depeschen als „national-
konservativen und zynischen Politiker“.
Eine erstaunlich treffsichere Einschätzung,
wie SPÖ-Bundesgeschäftsführer Günther
Kräuter meint. Straches Versuch, sich mit
positiven Kommentaren zur Todesstrafe
bei den US-Beamten anzubiedern, ist 
somit schiefgelaufen, so Kräuter. Für 
den SPÖ-Bundesgeschäftsführer ist klar:

„Gebe es in der FPÖ qualifizierte Füh-
rungskräfte – auch dies wird in den US-
Depeschen in Abrede gestellt – so würde
Straches inakzeptable Aussage auch
innerhalb seiner Partei auf Kritik und Ab-
lehnung stoßen.“

Die Erkenntnis der US-Beamten, dass
ein weiterer Dialog mit der FPÖ wenig 
gewinnbringend sein werde, betätigt 
sich auch hierzulande durch die ein -
schlägige Parolenpolitik der Strache-Partei,
so Kräuter.

Laut Enthüllungen auf Wikileaks hat FPÖ-Obmann Strache bei einem  Treffen
mit US-Beamten einen mehr als negativen Eindruck hinterlassen.

◆

SPÖ-Bundesgeschäftsführer Günther Kräuter
kritisiert Straches positive Äußerungen zur
Todesstrafe: „Diese stellen einen klaren Ta-
bubruch mit europäischen Grundwerten dar.
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Straches Anbiederung an die USA ist schiefgelaufen
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S T A N D P U N K T

F ür mich ist klar: Katastrophenschutz,
Auslandseinsätze und notwendige
Elemente der Landesverteidigung

müssen gewährleistet bleiben. Es soll 
effizienter und besser auf neue Heraus -
forderungen reagieren können. All das
wäre mit dem von Norbert Darabos prä-
sentierten Modell erfüllt. Gleichzeitig wäre
der Zwang weg, entweder Präsenz- oder
Zivildienst machen zu müssen. Die Aus-
bildung kann in dieser Zeit fortgesetzt, ein
Berufsweg eingeschlagen oder ein frei -
williges soziales Jahr mit ordentlicher Ent-
lohnung nach kollektivvertraglichen Stan-
dards gemacht werden. Die Ausbeutung
junger, zwangverpflichteter Menschen
hätte ein Ende.

Besitzstandswahrer meldeten sich in den
letzten Tagen vermehrt zu Wort und ver-
suchten gegen die Reform Stimmung zu ma-
chen, das ist ihnen nicht gelungen. 

Von der von Norbert Darabos präferier-
ten Einführung eines Freiwilligenheeres wür-
den junge Menschen stark profitieren. Pro-
fitieren würde aber auch das Bundesheer
selbst, ginge mit dieser längst überfälligen
Reform doch zusätzlich eine Professionali-
sierung einher. Gut ausgebildete Freiwillige
sind motivierter als zwangsverpflichtete
Grundwehrdiener. 

Tatsache ist, dass die allgemeine Wehr-
pflicht zehntausenden jungen Männern ein
halbes Jahr wertvoller Ausbildungszeit stiehlt.
Man will diesen jungen Leuten weiterhin

sechs Monate lang einen Dienst aufzwingen,
für den es inzwischen bessere und ökono-
misch sinnvollere Alternativen gibt. Das ist
unfair und sachlich durch nichts zu recht-
fertigen. Wer kennt nicht die Geschichten
von sinnlosen Tätigkeiten, die Präsenzdiener
beim Bundesheer verrichten müssen – vom
Parkplatz kehren bis zum Autowaschen?

Ähnliches lässt sich über das Modell 
Sozialjahr sagen. Jene, die sich sozial enga-
gieren wollen, werden in Zukunft dafür auch
entsprechend entlohnt und stehen vielen
sozialen Organisationen zwölf Monate lang
zur Verfügung. 

Die Jungen haben längst erkannt, dass
das ein Schritt in die Zukunft ist. 65 Prozent
der 16- bis 25-Jährigen wollen eine Ab-
schaffung der Wehrpflicht. 73 Prozent der-
selben Altersgruppe glauben nicht, dass ein
Berufsheer in Krisenzeit die Demokratie in
Österreich gefährden könnte, indem es ge-
gen die eigene Bevölkerung zum Einsatz ge-
bracht wird. 70 Prozent der jungen Men-
schen sind überzeugt, dass ein Freiwilligen-
heer professioneller arbeiten würde. 

Diese Zahlen sprechen für sich. Es geht
um sechs Monate Lebens- und Ausbil-
dungszeit für mehr als 25.000 Menschen pro
Jahr. Es ist Zeit, ihnen diese sechs Monate
zurückzugeben.

Es gibt kein vernünftiges Argument gegen die Einführung eines Freiwilligenheeres.
Reden wir darüber, worum es wirklich geht:  Was soll das Heer in Zukunft leisten
welche Möglichkeiten soll es jungen Menschen bieten?

Es geht um sechs 
Monate Lebenszeit

Von Laura Rudas

◆
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„Man will jungen Leuten weiterhin
sechs Monate lang einen Dienst 
aufzwingen, für den es inzwischen
bessere Alternativen gibt. Das ist 
unfair und sachlich durch nichts 
zu rechtfertigen.“

Ich freue mich über Diskus sions -
beiträge zum Thema auf
www.facebook.com/laurarudas.at 
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Die allgemeine Wehrpflicht stiehlt zehntausenden jungen Männern 
ein halbes Jahr wertvoller Ausbildungszeit.
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BUNDESKANZLER FAYMANN IN DAVOS

Beim diesjährigen Weltwirtschaftsforum in Davos traf Bundeskanzler Werner 
Faymann eine Reihe hochrangiger Politiker zum Gespräch. Seine Themen: sozialer
Ausgleich, Bekämpfung der Spekulation und Investitionen in die Bildung.

D as 41. Weltwirtschaftsforum
(World Economic Forum, WEF)
steht unter dem Motto „Gemein-

same Normen für eine neue Realität“, was
sich auf die Verlagerung der politischen und
wirtschaftlichen Macht bezieht. 

Die für Österreich  wesentlichen Themen
bei diesen Treffen sind die aktuellen glo-

balen Herausforderungen: die europawei-
te Bekämpfung der Spekulation – vor allem
auf Nahrungsmittel –, die Regulierung der
Märkte, Verteilungsgerechtigkeit in ganz

Europa, Armutsbekämpfung, das Verhin-
dern des Auseinanderklaffens von Arm und
Reich, die Stärkung der Rolle des Staates
in Krisen und als Regulator bei Marktver-
sagen, die Finanztransaktionssteuer, die Si-
cherung der sozialen Systeme, sozialer Aus-
gleich als Standortfaktor, das Anheben von
Sozialstandards heben statt diese im Wett-
bewerb nach unten zu nivellieren, das Be-
kämpfen von Korruption, Investitionen in
Bildung und Forschung, Schaffung von
Green Jobs, Klimaschutz sowie Energiesi-
cherheit. Die Teilnehmer des WEF beraten
über die drängendsten Fragen der Welt-
wirtschaft, z.B. über die Rolle Chinas, das
Japan im vergangenen Jahr als zweitgröß-
te Wirtschaftsmacht überholt hat, und die
Lehren aus der Finanzkrise. 

Euro-Haftungsschirm – Thema in
Davos

Der Euro-Haftungsschirm, der ab 2013 als
permanenter Krisenbewältigungsmecha-
nismus gilt, wurde ebenfalls thematisiert.
Der Haftungsschirm soll die Stabilität des
Euro gewährleisten. Die Verpflichtung zur
wechselseitigen Haftungsübernahme ist
schon bei der Einführung des Euro entstan-

Weiter volle Kraft  

Der thematische Bogen beim Weltwirtschaftsforum spannt sich von der europaweiten 
Spekulationsbekämpfung über die Regulierung der Finanzmärkte bis hin zu Fragen von 
Klimaschutz und Energiesicherheit.
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H I N T E R G R U N D

Was ist das WEF? 

Das WEF ist eine gemeinnützige Stiftung, die seit
1971 jährlich ein Treffen im Schweizer Skiort Da-
vos veranstaltet. Dabei kommen international füh-
rende Wirtschaftsexperten, Politiker, Intellektuel-
le und Journalisten zusammen, um über die dring-
lichsten Fragen der Welt wie Gesundheits- und
Umweltfragen zu diskutieren. Das WEF betätigt
sich auch in der Forschung. 
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INTERVIEW

„Verhindern, dass Arm und Reich 
auseinanderklaffen“ 

den. Der permanente Haftungsschirm wird
also nicht erst jetzt durch eine Änderung 
des Lissabon-Vertrags neu eingeführt, son-
dern kommt – auf Wunsch insbesondere
Deutschlands – als Dauereinrichtung.

Die Frage der Einbindung der Bürger in
EU-Entscheidungen ist legitim, und der
Bundeskanzler steht dem Instrument der
Volksabstimmung auch positiv gegenüber.
Aber es gelte auch abzuwägen, wann eine
solche erforderlich ist. Die Österreicherin-
nen und Österreicher können sicher sein –
wenn eine Volksabstimmung notwendig 
und gerechtfertigt ist, wird es auch eine ge-
ben, so Werner Faymann. „Die gemeinsame
Währungsunion ist ein Herzstück der EU und
hat uns viel Positives gebracht“, so Bundes-
kanzler Faymann, der daher Maßnahmen,
diese zu schützen, fördert. Neben dem
Schutzschirm seien strengere, klare Regeln
für den Finanzmarkt wünschenswert.

Die Liste der Gesprächspartner des
Bundeskanzlers besteht durchwegs aus
hochrangigen Vertretern aus Politik und
Wissenschaft. Er traf in Davos unter ande-
rem die Schweizer Bundespräsidentin Mi-
cheline Calmy-Rey, Wirtschaftsnobelpreis-
träger Joseph Stiglitz, OECD-Chef Angel
Gurria, den ukrainischen Präsidenten Viktor
Janukowitsch, den Präsidenten von Aser-
baidschan, Ilham Alijew, den Gründer des
WEF, Klaus Schwab, sowie Liz Mohn von der
Bertelsmann Stiftung zu Gesprächen. In ei-
ner Österreich-OECD-Runde, an der
Bundeskanzler Werner Faymann, Vizekanz-
ler Pröll und Außenminister Spindelegger
teilnahmen, wurden die aktuellen Heraus-
forderungen Europas erörtert. 

„SPÖ Aktuell“: Welchen Schwerpunkt erwar-
ten Sie sich vom Weltwirtschaftsforum in Da-
vos?

Werner Faymann: Heutzutage geht es
überall, wo sich Staatschefs und Wirt-
schaftsleute treffen, vor allem darum, dass
wir verhindern müssen, dass Arm und Reich
auseinanderklaffen. Nach der Wirtschafts-
und Finanzkrise spekulieren die Märkte wie-
der drauf los, als hätte es keine Krise gege-
ben. Die Aktienmärkte erholen sich schnel-
ler als die sozial Schwächeren. Die Kür-
zungsprogramme, die nun überall in Euro-
pa wegen der Finanzkrise umgesetzt wer-

den, führen meistens dazu, dass diese Kluft
größer wird. Hier müssen wir dagegen hal-
ten. 

Was ist in Ihren Augen die größte Heraus-
forderung nach der Krise? 

Faymann: Von uns Sozialdemokraten wer-
den Antworten auf die folgende Frage er-
wartet: Wie sollen die Budgets konsolidiert
werden, ohne dass das auf dem Rücken der
Bevölkerung passiert? Das ist eines der
Hauptthemen, damit es sich nicht wieder ei-
nige Vermögende richten, indem sie als Ali-
bi die Interessen der Mittelschicht oder der
Jugend oder der Mindestpensionisten vor-
schieben, nur damit sich für die Reichen
nichts ändert. Das muss man deutlich an-
sprechen. 

Was unternimmt die Sozialdemokratie dafür,
dass dieses Szenario verhindert wird? 

Faymann: Es geht um die Modernisierung
der Wirtschaft, um bessere Bildung für alle,
um Forschung, um weniger Bürokratie, um
eine Stärkung des Standortes Europa in vie-
lerlei Hinsicht. Und natürlich schauen wir
Sozialdemokraten ganz besonders auf die
Themen der sozialen Gerechtigkeit, der Ver-
teilung der Vermögen, auf wichtige Leistun-
gen wie Bildung für alle. Deswegen werden
wir auch bei einer Finanztransaktionssteuer
und bei strengeren Regeln für den Banken-
sektor weiterhin nicht nachlassen. Das er-
warten die Menschen von uns.

Bundeskanzler Werner Faymann im Interview mit „SPÖ Aktuell“ über das Weltwirt-
schaftsforum in Davos, wesentliche Ziele der europäischen Sozialdemokratie und
die Erwartungen der Menschen. 

„Wir werden auch bei einer 
Finanztransaktionssteuer und
bei strengeren Regeln für den
Bankensektor weiterhin nicht
nachlassen. Das erwarten die
Menschen von uns.“

Bundeskanzler Werner Faymann

◆

Rund 2.500 hochrangige Teilnehmer
aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und
Medien sind zum Weltwirtschaftsforum 
in Davos zusammengekommen. Dieses
Jahr nehmen am WEF u.a. der russische
Präsident Dimitri Medwedew, der briti-

sche Premierminister David Cameron, 
der französische Präsident Nicolas 
Sarkozy sowie die deutsche Bundes -
kanzlerin Angela Merkel und hoch -
rangige Politiker aus den USA und China
teil. ◆

Bundeskanzler Werner Faymann: 
Es geht um soziale Gerechtigkeit und 

Verteilung von Vermögen.
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Bundeskanzler Werner Faymann wurde 
von der Schweizer Bundespräsidentin 
Micheline Calmy-Rey zum Weltwirtschafts-
forum in Davos begrüßt und nutzte die 
Gelegenheit zu politischen Gesprächen.
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LANDESVERTEIDIGUNG

D ie Diskussion rund um die Reform
des Österreichischen Bundeshee-
res war in den letzten Tagen von

Polemik, Unsachlichkeit und einem hohen
Maß an Ignoranz geprägt. Der sachliche
und vor allem ergebnisorientierte Diskurs
über die Zukunft der österreichischen Lan-
desverteidigung ist dabei leider auf der
Strecke geblieben. Grund genug, sich nun
wieder auf das Wesentliche zu konzentrie-
ren und zur Sachlichkeit zurückzukehren.
Der entscheidende Punkt wird derzeit näm-
lich nicht diskutiert: Es gibt kein vernünfti-
ges Argument, das gegen ein Freiwilligen-
heer spricht. Vielmehr ist die Umstellung
eine Notwendigkeit.

Geänderte 
sicherheitspolitische Lage

Die sicherheitspolitische Lage und die dar-
aus resultierenden Herausforderungen für
das Österreichische Bundesheer haben
sich in den letzten Jahren radikal gewan-
delt. Der Katastrophenschutz, die Terrorbe-
kämpfung und die Abwehr von Cyber-At-
tacken sowie das Engagement in friedens-
sichernden Einsätzen im Ausland haben die
klassische Landesverteidigung als Haupt-
aufgabe des Bundesheeres abgelöst. „Ich

bin daher zur Überzeugung gelangt, dass
ein Freiwilligenheer der beste Weg für
Österreich ist“, so Verteidigungsminister
Darabos. So sieht das auch Pensionisten-
verbandspräsident Karl Blecha: „Die Welt
hat sich verändert, daher muss es auch Re-
formen geben.“ 

Freiwilligkeit statt Zwangsdienst

Zwangsrekrutierte Grundwehrdiener kön-
nen diesen anspruchsvollen Aufgaben
nicht gerecht werden. Die allgemeine
Wehrpflicht hat sich also überlebt. Und die-
ser Tatsache wird überall in Europa Rech-
nung getragen, wie beispielsweise jüngst
in Deutschland, wo die Wehrpflicht mit 1.
Juni 2011 ausgesetzt wird. Was es zur Er-
füllung dieser anspruchsvollen Aufgaben
braucht, sind motivierte Profis, und genau
darum geht es bei einem Freiwilligenheer.
„Wir tauschen demotivierte Zwangsver-
pflichtete gegen gut ausgebildete Freiwil-
lige“, streicht SPÖ-Bundesgeschäftsführe-
rin Laura Rudas den entscheidenden
Aspekt der Reform heraus. Für jeden ver-
nünftig denkenden Menschen ist ersicht-
lich, dass damit eine Professionalisierung
des Bundesheeres einhergeht. Ins selbe
Horn stößt die SPÖ-Nationalratsabgeord-

nete Elisabeth Hakel: „Milizsoldatinnen und
–soldaten, die regelmäßig Übungen absol-
vieren, können mehr leisten als zwangs-
verpflichtete Grundwehrdiener.“ 

Junge für Darabos-Modell

Das Ende des Zwangsdienstes für rund
24.000 junge Männer pro Jahr ist eines der
gewichtigsten Argumente für ein Freiwilli-
genheer. Eine aktuelle Umfrage des Mei-
nungsforschungsinstitutes SORA zeigt,
dass die Zustimmung zu den Plänen von
Verteidigungsminister Darabos unter jun-
gen Österreicherinnen und Österreichern
besonders hoch sind. 65 Prozent der 16- bis
25-Jährigen sprechen sich für ein Ende der
Wehrpflicht aus, 70 Prozent sind der Mei-
nung, dass ein Freiwilligenheer professio-
neller arbeitet als das derzeitige System.
„Die Jungen sehen die Unsinnigkeit des
Zwangsdienstes besonders deutlich“, kom-
mentiert Rudas die Umfrage. 

Abberufung notwendiger Schritt

Im Zuge der laufenden Debatte kam es
auch zur Abberufung von Generalstabschef
Edmund Entacher durch Verteidigungsmi-
nister Norbert Darabos. Als Generalstab-
schef war Entacher verantwortlich für die
Ausarbeitung der sieben Heeres-Modelle,
die dem Verteidigungsminister als Ent-
scheidungsgrundlage dienten. In einem
Interview mit dem Nachrichtenmagazin
„profil“ hat sich Entacher dann vom Modell
Freiwilligenheer und somit von seinen ei-
genen Bewertungen distanziert. Ein Durch-
greifen von Seiten des Verteidigungsmini-
sters war daher unumgänglich. General-
leutnant Othmar Commenda wird interimi-
stisch die Agenden des Generalstabschefs
übernehmen.

Rund um die mutigen Reformpläne von Verteidigungsminister Norbert Darabos sind
die Wogen hochgegangen. Jetzt ist es Zeit, zurück zur Sachlichkeit zu kommen und
das Bundesheer zukunftsfit zu machen.

Freiwilligenheer – 
der beste Weg für Österreich

Motivierte 
Freiwillige statt
zwangsverpflich-
teter Grundwehr-
diener – die 
mutigen
Reformpläne von 
Verteidigungs -
minister Darabos
bringen mehr 
Professionalität
ins 
Österreichische
Bundesheer.

◆

„Es gibt kein vernünftiges Argument, 
das gegen ein Freiwilligenheer spricht.“

SPÖ-Bundesgeschäftsführerin Laura Rudas
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In der Diskussion über die Zukunft des Bundesheeres sollen Argumente und Fakten
wieder in den Vordergrund gestellt werden. Daher hier noch einmal die wichtigsten
Zahlen und Fakten rund um das Freiwilligenheer. 

Freiwilligenheer auf einen Blick
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Warum soll es eine 
grundsätz liche Reform des
Bundesheeres geben?

Die Herausforderungen für das Öster -
reichische Bundesheer haben sich ge-
wandelt. Die klassische Landesverteidi-
gung wurde abgelöst durch Aufgaben
wie Katastrophenschutz, Terrorbekämp-
fung und friedenssichernde Auslands-
einsätze.

Welche Vorteile hätte ein 
Freiwilligenheer?

Ein Freiwilligenheer könnte die Aufgaben
des jetzigen Bundesheeres effizienter er-
füllen – zu denselben Kosten, aber eben
ohne Zwang für zehntausende junge Män-
ner. 

Wird ein Freiwilligenheer teurer
als das jetzige Heer?

Ein Freiwilligenheer mit starker Milizkom-
ponente wird etwa dasselbe kosten wie das
derzeitige Bundesheer, nämlich rund 2,18
Mrd. Euro pro Jahr.
Ein Freiwilligenheer ist schlanker und effi-
zienter.

Ab wann wird es das 
Freiwilligenheer geben?

Der Zeitplan von Verteidigungsminister
Norbert Darabos sieht vor, dass nach einer
breiten Diskussion und Befragung der Be-
völkerung die Wehrpflicht ab dem Jahr 2012
ausgesetzt werden kann.

Was sagen die Österreicher zu
einem Freiwilligenheer?

Die Bevölkerung steht hinter den Reform-
plänen. Bei einer Umfrage des Gallup-In-
stituts haben sich 60 Prozent der Befragten
für das Darabos-Modell eines Freiwilligen-
heeres ausgesprochen. Besonders hoch ist
die Zustimmung unter den Jungen. Laut
SORA sind 65 Prozent der 16- bis 25-Jäh-
rigen für ein Ende der Wehrpflicht.

Ist garantiert, dass der Katastro-
phenschutz weiter funktioniert?

Ja. Auch das Freiwilligenheer wird in Zu-
kunft mindestens 10.000 Soldatinnen und
Soldaten für den Katastrophenschutz be-
reitstellen können. Auch werden weiterhin
rund 1.000 Personen für internationale Frie-
denseinsätze zu Verfügung stehen. Für Zeit-
soldaten, die sich für Auslandseinsätze ver-

pflichten müssen, wird es spezielle Prämien
geben.

Wer macht künftig die Arbeit 
tausender Zivildiener?

Bei Abschaffung der Wehrpflicht fällt auch
der Zivildienst. Um die Aufgaben der Zivil-
diener sollen sich künftig Freiwillige küm-
mern, die dafür angemessen entlohnt wer-
den. Diese Tätigkeiten sollen auf Soziales
und Gesundheit beschränkt werden. Das
Sozialjahr steht Männern und Frauen offen.
Und: Freiwillige, nach Kollektivvertrag ent-
lohnte Beschäftigte arbeiten effizienter und
qualitätsvoller.

Weitere Informationen

Alle Infos zum Zukunftsmodell 
Freiwilligenheer gibt es unter
www.freiwilligenheer.spoe.at

Mehrheit für Ende der Wehrpflicht

65%

65% der 16- bis 25-jährigen Österreicher
sind für ein Aus der Wehrpflicht.

Quelle: SORA | Grafik: SPÖ

Z U M  T H E M A

Kosten: 2,18 Mrd. Euro pro Jahr 

Grundwehrdiener: keine

Berufssoldaten: 8.500

Zeitsoldaten: 5.500

Zivilbedienstete: 9.000

Profi-Miliz: 

1. 10.000, übend, 
bekommen 5.000 Euro 
Aufwandentschädigung pro Jahr;

2. 23.000 nicht übend, 
für „Worst Case“-Fälle

Soldaten im Auslandseinsatz: 
1.000 pro Jahr 

Mit diesem Modell könnten alle derzeit
vorstellbaren Einsätze im In- und im Aus-
land erfüllt werden. Assistenzeinsätze zur
Katastrophenhilfe und zur sicherheitspoli-
zeilichen Assistenz sind sichergestellt. 
Die Luftraumüberwachung wird ebenfalls
sichergestellt.

Kosten: 2,18 Mrd. Euro pro Jahr

Grundwehrdiener: 24.000 pro Jahr 
(50% Systemerhalter)

Berufssoldaten: 13.000

Zeitsoldaten: 1.800

Zivilbedienstete: 7.000

Freiwilligen-Miliz:

ca. 30.000, nicht übend, 
kein Aufwandsersatz

Soldaten im Auslandseinsatz:
1.000 pro Jahr

Derzeit werden Assistenzeinsätze zur 
Katastrophenhilfe und zur sicherheits -
polizeilichen Assistenz geleistet. 
Die Luftraumüberwachung wird 
sichergestellt.

Freiwilligenheer (NEU) Wehrpflichtigenheer (ALT)
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KREISKY JAHR 2011

B undeskanzler Faymann strich in sei-
ner Rede besonders den Reformei-
fer Kreiskys hervor: Dieser habe in

allen Gesellschaftsbereichen – vom Fami-
lien- und Strafrecht über Bildung, Wissen-
schaft, Kultur bis zu Landesverteidigung
und Rundfunk – maßgebliche Fortschritte

gebracht. Es gelte daher, Kreiskys Erbe zu
bewahren und weiterzuentwickeln, so Fay-
mann. Der Einladung von Bundeskanzler
Werner Faymann zum großen Festakt der
Republik für Bruno Kreisky waren rund 600
Gäste gefolgt. Darunter fanden sich
Bundespräsident Heinz Fischer und die ge-

samte SPÖ-Ministerriege genauso wie Fa-
milienmitglieder und Wegbegleiter Bruno
Kreiskys. Aber auch internationale Gäste
wie Spaniens früherer Ministerpräsident
Felipe Gonzáles sowie Finnlands ehemali-
ger Premier Paavo Lipponen waren beim
Festakt in der Wiener Hofburg vertreten. 

Rund 600 Gäste würdigten auf Einladung von Bundeskanzler Werner Faymann bei 
einem Festakt den 100. Geburtstag Bruno Kreiskys. 

Großer Festakt für Bruno Kreisky

B ildungsministerin Claudia Schmied
hat von Anfang an klargestellt, dass
die von der ÖVP in ihrem Bildungs-

konzept vorgesehene so genannte „Mittle-
re Reife“ – dieser Begriff ist derzeit noch 
Arbeitstitel – keine Hürde für Schülerinnen
und Schüler sein darf. Mit der Einigung
über wichtige Eckpunkte der Mittleren Rei-
fe ist nun klargestellt, dass diese keine
punktuelle Prüfung sein wird. Vielmehr geht
es um ein aussagekräftiges Zeugnis mit
verbalen Ergänzungen zu den Stärken der
Schüler, das auch das Portfolio über die
Schwerpunktfächer berücksichtigt und
Kompetenzniveaus (Bildungsstandards)
abbildet. Außerdem ist geplant, dass auch
die Bildungs- und Berufsberatung im neu-

en Abschlusszeugnis der AHS-Unterstufe
oder der Neuen Mittelschule (NMS) doku-
mentiert wird. 

Dieses Abschlusszeugnis ist für alle
Schüler mit Ende der achten Schulstufe
eine wichtige Entscheidungsbasis für den
weiteren Berufs- und Bildungsweg. „Mir 
ist wichtig, dass die Bildungswegent -
scheidung durch die Neue Mittelschule, 
die AHS-Unterstufe und die Mittlere Reife
erst im Alter von 14 Jahren getroffen wird“,
so Schmied in einem „Presse“-Interview.
Erstmals wird es die neuen Abschluss-
zeugnisse für die vierte Klasse der AHS 
bzw. NMS im Jahr 2020 geben. Voraus -
setzung ist nämlich die flächendeckende
Umstellung auf die Neue Mittelschule, die

mindestens bis 2016 dauert. Denn Qualität
geht vor Tempo.

SPÖ und ÖVP haben sich auf die „Mittlere Reife“ geeinigt. Ziel ist ein österreichweit
gleichwertiger Abschluss der achten Schulstufe, den es 2020 erstmals geben wird.

Wichtige Orientierung für Bildungsweg
MIT TLERE REIFE

◆

Keine Hürde für die Schüler, keine punktuelle
Prüfung: Die „Mittlere Reife“ als Abschluss-
zeugnis der NMS und AHS-Unterstufe.
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Zahlreiche Gäste aus dem In- und Ausland nahmen auf Einladung von Bundeskanzler Faymann am Festakt für Bruno Kreisky teil. 
Faymann würdigte Kreisky in seiner Rede als die bedeutendste politische Persönlichkeit der Zweiten Republik.
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IKT-FORSCHUNG

I KT sind ein fixer Bestandteil unseres
Lebens von der U-Bahn über Ampel-
anlagen bis hin zu Handys, mit denen

man unterwegs ins Internet einsteigt. In-
frastrukturministerin Doris Bures zur vom
BMVIT massiv geförderten IKT-Branche:
„Die Wahrscheinlichkeit ist sehr hoch, dass
viele dieser Hochtechnologieanwendungen
von österreichischen Unternehmen und
Forschungseinrichtungen entwickelt wur-
den – und dass sie dabei von der For-
schungsförderung des BMVIT kräftig
unterstützt wurden.“ Ein Beispiel für die ra-

sante Entwicklung der Technologie: Mo-
derne Autos haben mehr Rechenleistung
als das Raumfahrzeug Apollo 14. 

Seit acht Jahren gibt es FIT-IT, das IT-
Förderprogramm des BMVIT – und die Bi-
lanz ist sehr positiv. In diesem Zeitraum
wurden 100 Millionen Euro investiert, die
ein Investitionsvolumen von 175 Millionen
Euro ausgelöst haben. Die IKT ist für den
Wirtschaftsstandort Österreich und für
qualitativ hochwertige Arbeitsplätze von
großer Bedeutung.

Neben der Leitindustrie wird auch be-
sonderes Augenmerk auf KMU gelegt: „Un-
ser klares Ziel lautet, jährlich 400 bis 500
zusätzliche KMU für die Forschung und
Entwicklung zu gewinnen“, betont Bures.
2011 stehen für die angewandte Forschung
420 Mio. Euro Budget zur Verfügung – das
sind 20 Mio. mehr als im Vorjahr.

Österreich ist unter den Top 3 der europäischen Forschungsstandorte für Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien (IKT) – mit einer überaus erfolgreichen In-
dustrie und starken Forschungspartnern. 

Österreich bei Standorten EU-Spitze

Servicestelle Wintersport -
wochen präsentiert

SPORT

Das Gleichbehandlungsgesetz, in dem die Einkommenstranspa-
renz festgeschrieben ist, wurde vom Parlament beschlossen.

I n Österreich besteht eine
deutliche Einkommens-

schere von 18 Prozent. SPÖ-
Frauen- und Gleichbehand-
lungssprecherin Gisela Wurm
wertet die letzte Woche im
Parlamentsplenum beschlos-
sene Einkommenstransparenz
daher als „Meilenstein“, der zu
mehr Einkommensgerechtig-
keit führen wird. „Unser Ziel ist
eine Einkommensschere von
null Prozent – und wir werden
es erreichen“, so Wurm. Öster-
reich nimmt mit dem vorlie-
genden Gesetz, das mit März
dieses Jahres in Kraft tritt,  bei
der Verankerung der Einkom-
menstransparenz neben Schweden eine Vorreiterrolle ein. Das
zur Beschlussfassung stehende Modell der Einkommenstran-
sparenz hat auch international Beachtung gefunden. So gibt es
laut Sozialminister Rudolf Hundstorfer etwa Anfragen der Sozi-
alpartner aus Deutschland.

Transparente Einkommen 
bringen mehr Gerechtigkeit

FRAUEN

◆

Eine gemeinsame Initiative von Sport, Schule und Wirtschaft soll
Schülerinnen und Schüler auf die Pisten bringen.

D ie Aufgabe der von Sportminister Norbert Darabos und Bil-
dungsministerin Claudia Schmied ins Leben gerufenen

Servicestelle ist die Vernetzung von Schulen und Wintersport-
Anbietern, um Wintersportwochen attraktiver zu machen. Durch
die Zusammenarbeit aller relevanten Player in diesem Bereich
gibt es die Möglichkeit, gezielt den Gedanken der Wintersport-
wochen zu bewerben und unsere Jugend zu mehr Bewegung
und Sport zu motivieren, so Darabos und Schmied. Mit an Bord
sind auch die Wirtschaftskammer und der Österreichische Ski-
verband.
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Frauensprecherin Gisela Wurm: 
Ein Meilenstein zu mehr 
Einkommensgerechtigkeit wurde
beschlossen.
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Im Internet findet sich die Servicestelle Wintersportwochen unter
www.wispowo.at 

Infrastrukturministerin Doris Bures mit Monika
Kircher-Kohl und Georg Kapsch vom Fachverband
der Elektro- und Elektronikindustrie (FEEI).

„Die Forschungsausgaben von
heute sind die Arbeitsplätze von
morgen.“

Infrastrukturministerin Doris Bures
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D ie „Immerwährende Neutralität“
Österreichs war die Basis der
außenpolitischen Aktivitäten Bru-

no Kreiskys. Damit verbunden war auch die
Verpflichtung Österreichs, keinen politi-
schen oder militärischen Organisationen
beizutreten, die dem Status als neutraler
Staat zuwiderlaufen. Der Beitritt Österreichs
zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
(EWG) war daher nicht möglich – auch
wegen des im Staatsvertrag festgeschrie-
benen Anschlussverbots. Diese sowjeti-
sche Nachkriegsdoktrin, mit dem Ziel, eine
Stärkung deutscher wirtschaftlicher Kapa-
zitäten zu verhindern, blieb bis in die spä-
ten Achtzigerjahre gültig. Österreich stand
vor der Herausforderung, weder auf die
wirtschaftlichen Vorteile einer westeuropä-
ischen Integration verzichten zu müssen,
noch die Sowjetunion zu provozieren. Wäh-
rend Kreisky bereits 1958 seine Präferenz
für einen wirtschaftlichen Zusammen-
schluss der neutralen Staaten in einem Ar-
tikel für die katholische „Furche“ darlegte,
drängten Gewerkschafter und Arbeiter-
kämmerer in Richtung  EWG-Beitritt. 1959
war sich der SPÖ-Vorstand einig, einen Bei-
tritt zur erst noch zu gründenden EFTA (Eu-
ropean Free Trade Association) zu unter-
stützen, der schließlich 1960 erfolgte.
Österreich war EFTA-Gründungsmitglied
und blieb es bis zum EU-Beitritt 1995.

Das Suchen nach Lücken 
im Eisernen Vorhang

„Kreisky, wenngleich überzeugter Anti-
kommunist, kämpfte leidenschaftlich ge-
gen die fatalistische Sicht der Sechziger
Jahre, der Kalte Krieg und die europäische
Integration hätten Europa entlang des Ei-
sernen Vorhangs endgültig geteilt“, kon-
statiert der Historiker Oliver Rathkolb. Krei-
sky versuchte sehr erfolgreich, die geogra-
phische Position Österreichs in unmittel-
barer Nachbarschaft zu Ostblockstaaten zu
nutzen, um eine aktive Entspannungspoli-
tik zu fahren. Er behandelte dabei die ost-
europäischen Nachbarstaaten, zu denen er
aufgrund historischer Gegebenheiten etwa
auch Polen und Rumänien hinzuzählte, in-
dividuell und nicht als bloße Satelliten-
staaten der Sowjetunion. „Man musste
nach kleinen Lücken im Eisernen Vorhang
suchen, wo westliches Gedankengut ein-
strömen könnte“, erläutert der damalige
Kabinettschef Kreiskys und spätere Außen-
minister Peter Jankowitsch. Allerdings
pflegte Bruno Kreisky auch zu den Sowjet-
Vertretern ausgezeichnete Kontakte. Durch
diese vielfältigen Beziehungen und nicht
zuletzt aufgrund der Freundschaft zum
deutschen Bundeskanzler Willy Brandt

konnte Kreisky zum Gelingen des KSZE-
Prozesses (Konferenz für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa) beitragen. Die
Schlussakte von Helsinki, die am 1. August
1975 von Bruno Kreisky mit unterzeichnet
wurde, hatte das Ziel, dem Ost- und West-
block in Europa zu einem geregelten Mit-
einander zu verhelfen.

Das Südtirol-Engagement

Ein wichtiges nachbarschaftspolitisches
Thema fern der Ost-West-Problematik soll
hier ebenfalls zur Sprache kommen: die
Südtirol-Frage. „Kreisky war gewiss der en-
gagierteste und erfolgreichste Südtirol-
Verhandler, den es je gab“, streut der nicht
gerade als Kreisky-Fan bekannte ehemali-
ge ORF-Generalintendant Gerd Bacher
auch heute noch dem damaligen Außen-
minister Rosen. Kreisky musste erst bei der
UNO um Unterstützung dafür werben, dass
die Verhandlungen mit Italien wieder auf-
genommen werden und Österreich als
Schutzmacht die Autonomie-Verhandlun-
gen führt – was ihm gelang. Ebenso ist ihm
anzurechnen, dass er essenziell dazu bei-
trug, dass die deutschsprachigen Südtiro-
ler heute zu den am besten abgesicherten
europäischen Volksgruppen gehören. 

Bruno Kreisky verband mit seiner engagierten Nachbarschaftspolitik österreichische
Eigeninteressen mit den Bemühungen um eine Entspannung des Ost-West-Verhält-
nisses.

Politik der guten Nachbarschaft
in Zeiten des Kalten Krieges

◆

K R E I S K Y  J A H R  2 0 11

„Da die Sowjetunion zu groß für uns
ist und der Versuch, die Beziehun-
gen zu ihr allzu sehr zu intensivie-
ren, gefährlich für uns werden kann,
müssen wir diesen Mangel kompen-
sieren durch ein freundschaftliches
Verhältnis zu den Verbündeten der
Sowjetunion.“

Bruno Kreisky in seinen Memoiren

IM NÄCHSTEN HEFT

Der Nord-Süd-Dialog und die Blockfreien.

Helmut Schmidt, Erich Honecker, Gerald Ford und Bruno Kreisky unterzeichnen das KSZE-
Abschlussdokument.

W
ik

im
ed

ia
 C

om
m

on
s

KREISKYD
IE  S E RI E

TEILII



B Ü C H E R

11

Zu
 b

es
te

lle
n 

In
 d

e
r 

B
u

c
h

h
a

n
d

lu
n

g
L

ö
w

e
ls

tr
a

ß
e

1
0

1
4

 W
ie

n
, 

L
ö

w
e

ls
tr

a
ß

e
 1

8
Te

l:
 0

1
/5

3
4

2
7

/3
2

3
 o

d
. 

3
4

3
, 

Fa
x:

 0
1

/5
3

4
2

7
/3

2
4

, 
E

-M
a

il
: 

B
u

c
h

h
a

n
d

lu
n

g
@

sp
o

e
.a

t

Zwischen den beiden Weltkriegen
zeigte sich Berlin als eine Stadt voll Glanz
und Ekstase. Die Plastiken von Renée 
Sintenis (1888–1965) schmückten die
Wohnungen des Großbürgertums und die
wichtigsten Galerien der Welt. Sie pflegte
Kontakt zu Barlach, Benn, Gide, Rilke,
Asta Nielsen und vielen mehr. Joachim
Ringelnatz, dem „Versvagabunden“, ver-
half sie zu nachhaltiger Anerkennung als
Maler. Mit ihm lebte sie eine Freund-

schaft, die sich um gängige Rollen- 
und Geschlechterzuschreibungen nicht
scherte. 1934 wurde sie als „nichtarisch“
aus der Akademie der Künste ausge-
schlossen und überlebte den Krieg in den
Ruinen ihres Hauses, in dem sie er -
greifende „Trümmerbriefe“ schrieb. In 
dieser ersten Biografie über die große
Künstlerin lässt Silke Kettelhake eine 
Vielzahl von Originalzeugnissen einflie-
ßen. 

Integration, Migration, Identität sind
derzeit bestimmende Schlagworte in der
politischen und politologischen Debatte.
Sie sind Teil der Auseinandersetzung, 
wie sich die modernen europäischen 
Demokratien definieren und verstehen
wollen. Wie wollen oder sollen euro -
päische Demokratien mit Sub-, Parallel-,
und Hybridkulturen umgehen? Barbara 
Serloth beleuchtet aktuelle Fragen zu 
Toleranz und Abgrenzung in modernen

Demokratien. Auf Grundlage eines zeit-
angepassten Vertragsdenkens und offe-
nen Nationenbegriffs kommt sie dabei zu
dem Schluss, dass Demokratien als eine
Regierungsform der Gemeinschaft der
Gleichen auf Dauer nur dann funktionie-
ren können, wenn alle Gesellschaftsmit-
glieder einen gemeinsamen Normen- und
Wertekatalog akzeptieren und sich
gegenseitig mit Toleranz und Akzeptanz
begegnen. 

Otto Bauers Traum vom Sozialismus ist
zwar geplatzt, aber die Frage nach einer ge-
rechteren Gesellschaft ist heute, am Anfang
des 21. Jahrhunderts, aktueller denn je. Was
können wir noch heute aus der Lebensge-
schichte des Polit-Intellektuellen lernen?
Otto Bauer verband höchste Intelligenz und
eine scharfe Analysefähigkeit auf vielen
Gebieten mit der Hoffnung auf eine besse-
re Zukunft der Menschheit. Ernst Hanisch,
Professor für Neuere Österreichische Ge-

schichte an der Universität Salzburg, zeich-
net das Bild eines bescheidenen Men-
schen, der in kritischen Situationen vor der
Macht scheute. Als brillanter Rhetoriker
und Theoretiker hat der große Sozialdemo-
krat Otto Bauer die Geschichte der Ersten
Republik maßgeblich geprägt. Rund 70
Jahre nach dem Tod des bedeutenden Aus-
tromarxisten werden die Licht- und Schat-
tenseiten der politischen Persönlichkeit
erstmals umfassend analysiert.

Silke Kettelhake:
Renée Sintenis – Berlin, 
Boheme und Ringelnatz
Osburg Verlag, Berlin 2010
480 S., 25,60 ¤

Barbara Serloth:
Zu bunt? Über national-
staatliche Demokratie im
entgrenzten Zeitalter
Studien Verlag, Innsbruck
2010; 142 S., 19,90 ¤

Ernst Hanisch:
Der große Illusionist 
Otto Bauer (1881-1938)
Böhlau Verlag, Wien 2011
478 S., 39,00 ¤

Biografie

Berlin, Boheme und Ringelnatz
Als Berlin zwischen 1919 und 1932 zur Weltstadt wird, feiert Renée
Sintenis ihre größten Erfolge. Silke Kettelhake zeichnet ein intimes
Porträt über die Frau, die den Berliner Bären schuf. 

Zusammenleben

Zu bunt?
Die Politikwissenschafterin Barbara Serloth stellt sich den Fra-
gen, wie viel Einheit und wie viel Vielfalt Demokratien vertragen
und wie viel Toleranz und Abgrenzung sie brauchen.

Biografie

Der große Illusionist Otto Bauer
Ernst Hanisch liefert die erste wissenschaftliche Biografie über
Otto Bauer, den führenden Theoretiker des Austromarxismus und
großen Polit-Intellektuellen.
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Wien widmet sich 2011 ver-
stärkt dem Thema Bildung
und investiert heuer massiv in
den Ausbau von Kindergär-
ten und Schulen. 

„Uns ist bewusst, dass der Bedarf an
Kindergarten- und Schulplätzen in Wien
im Steigen begriffen ist“, betont Bil-
dungsstadtrat Christian Oxonitsch.
Dies sei nicht zuletzt auf eine in Wien
kontinuierlich steigende Geburtenrate
zurückzuführen. „Dadurch ist in der Fol-
ge auch die Schaffung von neuen Schul-
plätzen dringend notwendig“, so Oxo-
nitsch weiter. Wien wendet daher allein
in diesem Jahr 17 Mio. Euro für die Er-
weiterung von Schulen auf, dazu kom-
men 55 Mio. Euro für Schulsanierungen
und 90 Mio. Euro, die in Neubauprojek-
te investiert werden. 

In den Mittelpunkt gerückt werden soll
dabei die Neue Mittelschule, die in Wien

von Schülern und Eltern sehr gut ange-
nommen wird. „Deshalb ist es unser Ziel,
diese Schulform möglichst allen Kindern
zur Verfügung zu stellen und auch neue
AHS-Standorte als Mittelschulen zu füh-
ren“, betont Oxonitsch. Um Eltern und
Kindern ein noch besseres Betreuungs-
angebot zu bieten, starten im Herbst 2011
außerdem weitere Ganztagsvolksschulen
mit verschränkten Unterrichts- und Frei-
zeiteinheiten. Zudem werden 6,7 Mio.
Euro in die Schaffung von 2.100 neuen
Kinderbetreuungsplätzen in allen Bezir-
ken investiert.

Leseförderung im Mittelpunkt

Wien setzt beim Thema Bildung auch auf
die Leseförderung: Der Startschuss für
das Projekt „LesepatInnen“, bei dem Se-
nioren ehrenamtlich an Schulen mit Kin-
dern das Lesen üben, war bereits vor
Weihnachten gefallen. Mittlerweile ha-

ben sich über 100 Freiwillige gemeldet.
„Je früher und nachhaltiger wir die Le-
sebegeisterung bei Kindern wecken, de-
sto besser die Voraussetzungen für ein
lebenslanges Lernen“, so Oxonitsch.

Bildung ist Schwerpunkt 2011
WIEN

„Herausforderungen sozialer Netzwerke“
–  dieses brandaktuelle Thema stand kürz-
lich im Zentrum einer „Österreich 2020“-
Klubenquete.

„Soziale Netzwerke wie Facebook brin-
gen Vorteile, aber bergen auch eine
Menge an Risiken, die Trennung von Pri-
vatsphäre und Öffentlichkeit betreffend.
Damit muss sich die Politik ausein-
andersetzen“, so SPÖ-Sicherheitsspre-
cher Otto Pendl in seinen Begrüßungs-
worten. Es folgten Vorträge von den Me-

dienexperten Jana Herwig zu „Po-
litik trifft Jugend im Netz: Von
Missverständnissen und Genera-
tionsklüften“ und Bernhard Jung-
wirth zu „Chancen und Gefahren
von Online Communities“. Die
Internetnutzung im Dienst der Po-
litik analysierte SPÖ-Creative In-
dustries-Sprecherin Elisabeth Ha-
kel. „Wichtig ist ein selbstbe-
stimmter Zugang zu den Netzwer-
ken, Jugendliche auf die Gefahren

hinweisen und sich gut zu überlegen,
wie und was man kommunizieren möch-
te“, so Hakel.

„Charta der digitalen Rechte“

SPÖ-Konsumentenschutzsprecher und
Datenschutzratsvorsitzender Johann
Maier fordert ein „Ablaufdatum“ für die
persönlichen Daten von Web 2.0-Usern
„und die Möglichkeit, diese selbst voll-
ständig löschen zu können.“ Außerdem
müssen vor allem die urheberrechtlichen

Konfliktfälle geklärt und die Schleich-
werbung in sozialen Netzwerken abge-
stellt werden. Maier fordert daher eine
„Charta der digitalen Rechte“, in der ne-
ben datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen auch eindeutige Konsumen-
tenrechte formuliert sind. „In der digita-
len Welt muss es starke Konsumenten-
rechte geben, die nicht nur national,
sondern auch global anerkannt und
durchgesetzt werden“, betonte der SPÖ-
Konsumentenschutzsprecher.

◆

◆

ÖSTERREICH 2020

W E B T I P P

Eine ausführliche Video-Dokumentation
zu dieser Veranstaltung unter:
www.oe2020.at

Chancen und Risiken sozialer Netzwerke 

Die SPÖ-Abgeordneten Elisabeth Hakel, 
Otto Pendl und Johann Maier diskutierten über

die Herausforderung sozialer Netzwerke.
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Derzeit gibt es in Wien 21 Neue 
Mittelschulen. Die Stadt will das 

Angebot deutlich ausbauen.
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Neue Dimension politischer Bildung
STEIERMARK

SPÖ-Abgeordneter Josef Muchitsch appelliert vor
den Landwirtschaftskammerwahlen am 30. Jän-
ner an die ÖVP, notwendige Landwirtschaftsre-
formen nicht länger zu blockieren.

Muchitsch, Mitglied im Landwirtschaftsausschuss des Par-
laments, fordert die ÖVP-Bauernvertreter auf, die Blockade
gegen notwendige Gesetzesänderungen für eine neustruk-
turierte und überlebensfähige Landwirtschaft aufzugeben.
Handlungsbedarf zeige sich etwa in der Schweineproduktion.
„Da werden über zwei Millionen Schweine nach Österreich
importiert, obwohl es keinerlei Bedarf gibt, nur des Geschäf-
temachens willen. Parallel dazu kämpfen klein- und mittel-
strukturierte Landwirtschaften täglich um ihre Existenz“, so

Muchitsch. Gemeinden sollen
in Zukunft entscheiden kön-
nen, ob im Freiland mittels
Sondernutzung Tierhaltungs-
betriebe errichtet werden dür-
fen, fordert Muchitsch.

Dringender Reformbedarf in
der Landwirtschaft

STEIRMARK

Gemeinsam statt einsam: Mit der
Freizeitpartnerbörse finden Natur-
freunde ihren idealen Freizeitpartner.

Die Freizeitpartnerbörse der Natur-
freunde macht Schluss mit einsamen Wochenenden. Die Bör-
se richtet sich an unternehmungslustige, natur- und berg-
begeisterte Menschen jeden Alters, die ihre Freizeit sinnvoll
gestalten möchten – und das am besten mit Gleichgesinn-
ten. Die Freizeitpartnerbörse bietet gleich mehrere Möglich-

keiten: Man kann selbst ko-
stenlos eine Anzeige schal-
ten oder man durchstöbert
die Inserate entweder öster-
reich- oder bundeslandweit
oder nach Interessensgebie-
ten (z.B. Laufen, Mountainbi-
ken). Mehr zu Freizeitpart-
nerbörse gibt es unter
www.naturfreunde.at

NATURFREUNDE

Kostenlose 
Freizeitpartnerbörse 

In Retzhof bei Leibnitz 
startete vor kurzem die erste
Landesfrauenakademie. 

Gegründet wurde die steire-
rische Landesfrauenakademie auf Initia-
tive von LRin Elisabeth Grossmann, Lan-
desvorsitzende der SPÖ-Frauen, und
LAbg. Hannes Schwarz, Landesbildungs-
vorsitzender der SPÖ Steiermark. Die Idee:
interessierte und engagierte Frauen in
politischer Kommunikation und politi-
schem Management auf hohem Niveau
zu schulen. In einem eineinhalbjährigen
Lehrgang, der vom Renner-Institut und
der Landesfrauenorganisation entwickelt
und veranstaltet wird, werden in acht ver-
schiedenen Modulen u.a. verschiedene
Kommunikationstechniken vermittelt,
Projekte erarbeitet, aber auch die indivi-
duellen Persönlichkeitsprofile der Teilneh-
merinnen geschärft. „Diese Akademie
verwirklicht unser neues Konzept der po-
litischen Bildung: gezielte, aufeinander

abgestimmte Ausbildungsinhalte, beglei-
tet durch Top-Trainerinnen und Trainer
und einem erfahrenen Projektteam“, er-
läutert Schwarz. Politisches Engagement
erfordere beste persönliche Qualifikation,
so der Landesbildungsvorsitzende weiter.
„Diese erreichen wir nun mit diesen neu-
en, innovativen Zugängen.“

Hohes Anforderungsprofil

In einem mehrstufigen Auswahlverfahren
wurden besonders engagierte Frauen aus
der ganzen Steiermark ausgewählt, die
nun die neue Landesfrauenakademie be-
suchen. „Wir haben hier hohe Anforde-
rungen an die Frauen“, so Landesrätin
Grossmann, die betont, dass es bei die-
sem Pilotprojekt besonders wichtig war,
die neue Form der Ausbildung im Bereich
der Frauenorganisation umzusetzen. Vie-
le Frauen stünden vor der Herausforde-
rung, Beruf, politisches Engagement und
Privatleben unter einen Hut zu bringen.

Mit der SPÖ-Frauenakademie wolle man
diesen Frauen nicht zuletzt zwei Bot-
schaften vermitteln: „Es ist erstens mög-
lich und es zahlt sich zweitens aus, sich
für die eigenen Anliegen in der Gesell-
schaft zu engagieren. Frauenanliegen
sind in der SPÖ ein zentrales Thema der
Grundsatz- und Tagespolitik“, so die Lan-
desrätin.

LRin Elisabeth Grossmann, Landesvor -
sitzende der SPÖ-Frauen, und LAbg. 

Hannes Schwarz, Landesbildungsvorsitzen-
der der SPÖ Steiermark, initiierten die 

Landesfrauenakademie.
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Die österreichische Landwirtschaft
muss dringend reformiert werden,
meint SPÖ-Abgeordneter Josef
Muchitsch.

W
ei

ng
ar

tn
er

Zu zweit statt allein: So
macht die Freizeit gleich
doppelt so viel Spaß. 
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M an muss nicht Facebook-Freak
sein oder ständig twittern, um
zu wissen, dass das Internet

aus unserem Alltag nicht mehr wegzuden-
ken ist. E-mails, Internetportale wie Youtu-
be oder Blogs vereinfachen, verändern und
beschleunigen die Art und Weise, wie
Menschen kommunizieren und sie Ideen
und Anliegen (mit)teilen. Die digitale Welt
schafft Möglichkeiten, das Zusammenle-
ben unkomplizierter und facettenreicher zu
ge stalten. Nie war es ein facher, Menschen
und ihr Wissen zusammenzubringen und zu
vernetzen. Aber gilt das auch für alle? Wo
und für wen entstehen Barrieren? Das sind
Fragestellungen, die uns Sozialdemokra-
tinnen und Sozialdemokraten beschäftigen
müssen.

Zugang

Im 21. Jahrhundert bekommt die Anbin-
dung ans Internet zentrale Bedeutung, weil
erst der Zugang neue Formen der Teilhabe
und Teilnahme ermöglicht. Daher muss der
öffentliche Versorgungsauftrag neu formu-
liert werden. So wie Kommunen die Mobi-
litätsnetze von Straße, Schiene und Telefon
oder Anschlüsse an Strom, Heizung und
Kanal garantieren, müsste auch die Ver-
sorgungssicherheit mit leistbarem Breit-
bandinternet zur Aufgabe der öffentlichen
Hand gehören.

Demokratie

Menschen nutzen Twitter, Facebook und an-
dere Plattformen auch für demokratische
Mitbestimmung und öffentliche Einmi-
schung. Das Netz ermöglicht Menschen
ohne Lobby, Geld und Medien, ihr Anliegen

zum Thema der öffentlichen Auseinander-
setzung zu machen. Das Internet kann zur
Vielstimmigkeit beitragen, wenn keine neue
– digitale – Kluft oder ein Wettrennen ent-
steht, wo immer die fittesten im Umgang mit
dem Web 2.0 als Erste ins Ziel gehen.

Öffnung

Die Fortschritte der Digitalisierung bleiben
ungenutzt, wenn wir nicht den breiten Zu-
gang und die Öffnung von Archiven und Bi-
bliotheken, aber auch zu Regierungsdaten
(wie Geodaten, Bebauungspläne, amtliche
Statistiken), ermöglichen. Öffentlich finan-
ziertes Wissen soll nutzbar und zugänglich
gemacht werden.

Kreativität

Kulturelles Schaffen hat sich im Zeitalter von
Web 2.0 verändert, die rechtliche Situation
allerdings nicht. „Wenn sich jeder an das 
Urheberrecht hielte, würde es moderne 
Kreativität nicht geben. Die heutige ‚Remix
Culture‘ basiert mehr denn je auf der Basis
vorher bestehender Schöpfungen“, so der
deutsche Urheberrechtsexperte Till Kreutzer
bei der SPÖ-Klubenquete „Neue Netzpoli-
tik“. „Alte Kulturtechniken werden weiter-
entwickelt und gänzlich neue entstehen“,
stellt Kreutzer fest und schlägt eine „Fair

Use“- Regelung wie in den USA vor. Diese
gestattet die Verwendung von urheber-
rechtlich geschütztem Material ohne Zu-
stimmung, wenn es um nichtkommerzielle
Bearbeitung geht, der Bildung oder der
künstlerischen Auseinandersetzung dient.

Das ist ein interessanter Gedanke. Ein
modernes Urheberrecht würde sich so we-
niger auf die Frage geistiger Eigentums-
rechte konzentrieren, sondern darauf, wie
Kreativität gefördert wird. Die völlig unge-
nügende Honorierung kreativer Leistungen
ist keine Frage des Urheberrechts, sondern
des – noch ausständigen – Urheberver-
tragsrechts und des allgemeinen sozioö-
konomischen Umfelds. Ein Urheberrecht
mit 70-jähriger Schutzfrist nützt jedenfalls
der Künstlerin oder dem Künstler nicht,
wohl aber dem Verwerter.

Der Bogen zum Thema Netzpolitik ist weit
gespannt. Unsere sozialdemokratischen
Grundwerte Gleichheit, Freiheit, Gerechtig-
keit und Solidarität harren in weiten Teilen
noch ihrer Aktualisierung in der digitalisier-
ten Welt. Wir sind gefordert, die digitale Re-
volution demokratisch zu gestalten – eine
spannende und lohnende Aufgabe!

K O M M E N T A R
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Ansatzpunkte für eine progressive Netzpolitik der SPÖ, skizziert von der SPÖ-Kultur-
sprecherin. 

Blogger aller Länder...?

◆

Von Sonja Ablinger 

SP
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Ö

Sonja Ablinger ist seit 1996 Nationalrats -
abgeordnete und seit 2009 SPÖ-Kultur -
sprecherin.

„Unsere sozialdemokratischen
Grundwerte Gleichheit, Freiheit, 
Gerechtigkeit und Solidarität harren
in weiten Teilen noch ihrer Aktuali-
sierung in der digitalisierten Welt.“

Die Versorgungs-
sicherheit mit
leistbarem 
Breitbandinternet
müsste zur selbst-
verständlichen
Aufgabe der öf-
fentlichen Hand
gehören.
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A U S  D E R  O R G A N I S A T I O N

23. 1. – 29. 7.

Ausstellung

Anlässlich von Bruno Kreiskys 100. Geburts-
tag präsentiert das MAK 49 Porträtfoto -
grafien des legendären Politikers. Die Auf-
nahmen des Fotografen Konrad Rufus Mül-
ler aus den Jahren 1980 bis 1989 dokumen-
tieren Kreiskys diplomatische Auslandsmis-
sionen ebenso wie seine Urlaube auf Mal-
lorca aus nächster Nähe. Mehr als ein lü-
ckenloser Report sind sie Zeugnis einer
freundschaftlichen Verbundenheit. Dem
„Kanzlerfotografen“ Konrad Rufus Müller ge-
lang es, intime Momente einer beeindru-
ckenden Persönlichkeit festzuhalten.
MAK-Kunstblättersaal, 
Stubenring 5, 1010 Wien

Dienstag, 1. 2.

Podiumsdiskussion

Die Österreichische Gesellschaft für Kultur-
politik lädt zu einer Podiumsdiskussion zum
Thema „Kultur für wen? Strategien zur För-
derung kultureller Teilhabe“. Die Begrüßung
übernimmt Josef Kirchberger, Präsident der
Österreichischen Gesellschaft für Kulturpo-
litik. Nach einer Keynote von Norbert Sievers,
dem Geschäftsführer der Deutschen Kultur-
politischen Gesellschaft e.V., diskutieren mit
ihm Sonja Ablinger (SPÖ-Kultursprecherin),
Ülkü Akbaba (Regisseurin, Theater und Me-
dienwissenschafterin), Gabi Gerbasits (IG
Kultur) und Hilde Hawlicek (Bundesministe-
rin a.D.). Durch den Abend führt Michael
Wimmer (Educult). 
Beginn: 18 Uhr
Der Raum, IG-Architektur (Ecklokal),
Gumpendorferstraße 63 b, 1060 Wien

Freitag, 11. 2.

Gedenkveranstaltung 

Die Wiener SPÖ-Bildung, der Bund Sozial-
demokratischer Freiheitskämpfer/innen, die
Sozialistische Jugend Wien und die SPÖ 
Floridsdorf laden ein zum Gedenken an die
Opfer des 12. Februar 1934. Nach der Be-
grüßung durch den Vorsitzenden des Bun-
des Sozialdemokratischer Freiheitskämp-
fer/innen, Nationalrat a.D. Ernst Nedwed und
den Wiener Gemeinderat Ernst Woller folgen
Gedenkreden von Michael Häupl, Bürger-
meister der Stadt Wien, und dem Wiener
Stadtrat Michael Ludwig. Nach der Gedenk-
kundgebung lädt die Sozialistische Jugend
Wien zu einem „ArbeiterInnenlieder-Singen“
in das Karl-Seitz-Zentrum ein.
Beginn: 18 Uhr
Karl-Seitz-Hof, 
Jedleseer Straße 66-94, 1210 Wien

Samstag, 12. 2.

Symposium

Das 19. Josef Hindels-Symposium steht an-
lässlich des 100. Geburtstags von Bruno
Kreisky unter dem Motto „Kreiskys Frie-
denspolitik – gilt gestern noch heute?“. Nach
der Begrüßung durch den Wiener Gemein-
derat Ernst Woller folgt eine Keynote des
ehemaligen Bundesministers Erwin Lanc
zum Thema „Kreiskys Friedensinitiativen und
internationale Politik heute“. Im Anschluss an
die Keynote diskutieren am Podium: Erwin
Lanc, Stefan Schennach (Mitglied des Bun-
desrates) und Thomas Roithner (Österrei-
chisches Studienzentrum für Frieden und
Konfliktlösung). Weitere Informationen:
bernd.herger@spw.at bzw. 01/534 27 385
Dauer: 9 Uhr bis ca. 13 Uhr, anschließend
wird zu einem Buffet geladen.
Wiener SPÖ-Bildungszentrum, 
Praterstraße 25, 1020 Wien

T E R M I N K A L E N D E R

I M P R E S S U M

N E T  N E W S f r e i w i l l i g e n h e e r . s p o e . a t  

Medieninhaber und Herausgeber: 
SPÖ, 1014 Wien, Löwelstraße 18, 
Chefredakteur: Mag. Thomas Geiblinger,  
Chefin v. Dienst: Maga Ute Pichler, 
Redaktion: Markus Bacher, Mag. Gerald Demmel, 
Maga Alexandra Hopf, Maga Birgit Jung, 
Philipp Lindner, Martin Oppenauer, Maga Sophia
Schönecker, Andreas Strobl, Susanne Vockenhuber 
Bildredaktion: Emil Goldberg, 
Layout: Thomas Lehmann, Coverfoto: Johannes Zinner, 
Bildbearbeitung: Max Stohanzl
Sekretariat: Michaele Pavelka, Tel: 01/534 27/275

Verlag: edition rot Buch & Zeitschriften Handels & 
Verlags Gmbh, 1050 Wien, Rechte Wienzeile 97
Hersteller: LeykamDruck, Wr. Neustadt, 
E-Mail: spoe.aktuell@spoe.at, Homepage: www.spoe.at

Einzelpreis: 0,73 Euro; Abo: 21 Euro

Fakten, Antworten und Umfragen zu 
Freiwilligenheer und Sozialjahr

Die SPÖ spricht sich für die Umstellung
des Bundesheeres auf ein Freiwilligen-
heer mit starker Milizkomponente aus. Mit
dem Aussetzen der allgemeinen Wehr-
pflicht würde auch ein Aus für den 
Zivildienst einhergehen. Hier hat die SPÖ
mit dem Modell eines Sozialjahres eine
gangbare Alternative vorgelegt. Auf 
freiwilligenheer.spoe.at finden sich 

alle Vorteile der neuen Modelle sowie 
die gängigsten Fragen und Antworten in
übersichtlich aufbereiteter Form. Neben
den Argumenten prominenter Befürworter
der Reformen sind auch zahlreiche Pres-
sestimmen und aktuelle Umfragen online.
Weiters steht eine Broschüre als PDF zum
Download, in der die wichtigsten Infos
kompakt zusammengefasst wurden. ◆
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Die SPÖ gedenkt der Opfer des 
12. Februar 1934.
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Ski-Fest in Schladming
Mit mehr als 55.000 Fans war der Nachtslalom in
Schladming ein großes Ski-Fest mit toller Stimmung.
Bundeskanzler Werner Faymann fieberte so wie ganz
Österreich mit unseren Ski-Assen mit. 

Hochrangiger Besuch aus Estland
Bundeskanzler Werner Faymann empfing vor 

kurzem Andrus Ansip, den Premierminister der
Republik Estland, zu einem Arbeitsgespräch in

Wien. Hauptthema des Gesprächs waren 
wirtschaftliche Fragen. 

Kunstpreise 2010
verliehen

Kulturministerin Claudia
Schmied hat gemeinsam

mit Bundespräsident
Heinz Fischer die 

Öster reich ischen Kunst -
preise 2010 verliehen. 
Die Preise gingen an:
Paulus Hoch gatterer,

Jacqueline Csuss, Paul
Albert Leitner, Thomas
Daniel Schlee, Jessica

Hausner, Franz Graf und
Richard Kriesche. 
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